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Vorblatt 


Vertragsgesetz 

zu dem Vertrag vom 7. Dezember 1970 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik 
Polen über die Grundlagen der Normalisierung ihrer 
gegenseitigen Beziehungen 

(Schriftlicher Bericht des Auswärtigen Ausschusses) 


A. Zielsetzung 

Der Vertrag soll die Grundlagen schaffen für die Normalisie- 
rung der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Volksrepublik Polen. 


B. Lösung 

Der Vertrag ist ratifizierungsbedürftig (Artikel 5). Der Gesetz- 
entwurf trägt diesem Erfordernis Rechnung. Er enthält das 
Vertragsgesetz mit Begründung, den Text des Vertrages in 
deutscher und polnischer Sprache sowie die Texte der dazu 
gehörigen Urkunden (Notenwechsel mit den drei Westmächten) 
und die Denkschrift zum Vertrag nebst Anlagen. 


C. Alternativen 

Die Minderheit ist der Auffassung, den Gesetzentwurf ableh- 
nen zu müssen. 


D. Kosten 

keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 7. Dezember 1970 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik Polen über 
die Grundlagen der Normalisierung ihrer gegenseitigen 

Beziehungen 

— Drucksache VI/3157 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Haack und Dr. Bach 


Der Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
7. Dezember 1970 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Volksrepublik Polen über die 
Grundlagen der Normalisierung ihrer gegenseitigen 
Beziehungen — Drucksache VI/3157 — wurde in der 
173. Sitzung des Deutschen Bundestages am 25. Fe- 
bruar 1972 dem Auswärtigen Ausschuß federführend 
und dem Rechts ausschuß zur Mitberatung überwie- 
sen. Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
wurde in der Sitzung des Auswärtigen Ausschusses 
vom 2. März 1972 gebeten, sich gutachtlich zu 
äußern. Die Stellungnahme des mitberatenden 
Rechtsausschusses ist diesem Schriftlichen Bericht 
als Anlage 1, die gutachtliche Stellungnahme des 
Ausschusses für innerdeutsche Beziehungen ist die- 
sem Schriftlichen Bericht als Anlage 2 beigefügt. 

Der Auswärtige Ausschuß hat den Gesetzentwurf 
zunächst in einer etwa viertägigen Generaldebatte 
gemeinsam mit dem „Moskauer Vertrag" und in 
seinen Sitzungen vom 13. und 14. April 1972 im 
einzelnen behandelt. 

Der Auswärtige Ausschuß des Deutschen Bundes- 
tages ging bei seinen Beratungen von der Über- 
zeugung aus, daß die deutsche Politik nur eine kon- 
sequente und wirksame Friedenspolitik gegenüber 
allen Staaten sein kann. Die auswärtigen Beziehun- 
gen der Bundesrepublik Deutschland zu allen Völ- 
kern und Staaten müssen dem Frieden und der 


Verständigung dienen. Die friedliche Zusammen- 
arbeit aller Staaten ist auf der Grundlage der Ziele 
und Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen 
zu gestalten. Das Selbstbestimmungsrecht der Völ- 
ker ist zentraler Grundsatz der internationalen Poli- 
tik. Es muß auch für das deutsche Volk verwirk- 
licht werden. Zusammenarbeit und Verständigung 
auch mit den Staaten Osteuropas sind wesentliche 
Voraussetzungen zur Sicherung eines dauerhaften 
Friedens in Europa. 

Der Auswärtige Ausschuß begrüßt daher alle 
Verhandlungen mit unseren östlichen Nachbarn, die 
zu einer Verbesserung der Beziehungen, zu einer 
Minderung bestehender Spannungen und zu dauer- 
haften Erleichterungen für die Menschen in den be- 
troffenen Gebieten führen. Verständigung und Aus- 
söhnung ist dabei ein zentrales Anliegen. Bis zum 
Abschluß eines Friedensvertrages für ganz Deutsch- 
land soll ein vertraglich gesicherter Modus vivendi 
erreicht werden, der den Grundsätzen des Gewalt- 
verzichts entspricht und die gegebenen und beson- 
deren Verhältnisse in Europa berücksichtigt. 

Bei der Bewertung des vorliegenden Vertrages 
kam es zu unterschiedlichen Auffassungen zwischen 
den Mitgliedern der Regierungsparteien und der 
Opposition. 

Der Auswärtige Ausschuß beschloß mit 17 Stim- 
men der Mitglieder der Regierungsparteien gegen 
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16 Stimmen der CDU/CSU-Mitglieder, dem Bundes- 
tag die Annahme des Gesetzes zum Vertrag vom 
7. Dezember 1970 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Volksrepublik Polen über die 
Grundlagen der Normalisierung ihrer gegenseitigen 
Beziehungen zu empfehlen. 


I. 

Allgemeine Feststellungen zum Vertragswerk 

Der Vertrag ist ein wichtiger Bestandteil der Ost- 
politik der Bundesregierung, die zu allen osteuro- 
päischen Staaten vertragliche Beziehungen herstei- 
len will, um das Verhältnis der Bundesrepublik 
Deutschland zu den östlichen Nachbarvölkern zu 
normalisieren. 

Der Vertrag mit der UdSSR und der Vertrag mit 
der Volksrepublik Polen sind daher als Teile eines 
Gesamtkonzepts zu sehen, mit dem eine Verständi- 
gung mit Osteuropa angestrebt wird. Dabei hat der 
deutsch-polnische Vertrag einen besonderen Stellen- 
wert. Er soll zu einer Versöhnung zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik 
Polen führen, Vorurteile aus der Vergangenheit 
ausräumen und eine neue und stabile Grundlage 
für eine Verständigung zwischen Deutschen und 
Polen bilden. 

Der Vertrag hat deshalb nicht nur eine Bedeu- 
tung als wesentliches Element für eine Entspan- 
nung in Europa, sondern er öffnet moralisch-poli- 
tisch einen neuen Weg für das deutsch-polnische 
Verhältnis. 

Mit dem Vertrag befindet sich die Bundesrepu- 
blik im Einklang mit der auf Entspannung und 
Ausgleich gerichteten Politik unserer westlichen 
Verbündeten. 

Auch mit dem Warschauer Vertrag wirkt die 
Bundesrepublik Deutschland bei der europäischen 
Politik der Entspannung mit und verhindert, daß 
die bevorstehende Konferenz für Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa mit Fragen belastet wird, 
die die Bundesrepublik Deutschland durch ihre 
eigene Politik befriedigend und glaubwürdig lösen 
kann. 

Ebenso wie der Moskauer Vertrag soll der War- 
schauer Vertrag das politische Verhältnis zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und einem unserer 
östlichen Vertragspartner regeln. Der vorliegende 
Vertrag enthält eine Feststellung zur Grenzfrage 
und Vereinbarungen über den Gewaltverzicht und 
eine Normalisierung der Beziehungen zwischen 
beiden Staaten. Der Vertrag soll eine Ausgangs- 
basis für die umfassende Entwicklung der Bezie- 
hungen zwischen den Vertragspartnern schaffen. 

Die Grenzfrage ist im Verhältnis zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik 
Polen dabei von grundlegender Bedeutung. 

Den Wunsch des polnischen Volkes, in gesicher- 
ten Grenzen zu leben, muß jede Entspannungs- und 
Versöhnungspolitik der Bundesrepublik Deutsch- 
land berücksichtigen. Ohne Aussage zur Grenzfrage 


ist eine Normalisierung und Verbesserung unserer 
Beziehungen zu Polen nicht erreichbar. 

I Mit dem Inkrafttreten des Vertrages nimmt die 
Bundesrepublik Deutschland die bestehende Grenze 
als eine Gegebenheit hin, die sie Polen gegenüber 
nicht mehr in Frage stellen will. Die Bundesrepu- 
blik hat dabei aber nur für sich gesprochen und 
einen Friedensvertrag, der mit einem gesamtdeut- 
schen Souverän zu schließen ist, nicht vorweg- 
genommen. 

Die Bundesregierung hat dies in den Verhand- 
lungen und durch den Notenwechsel, den sie vor 
der Unterzeichnung des Warschauer Vertrages mit 
den Regierungen der drei Westmächte vollzogen 
hat, klargestellt. Dieser Notenwechsel ist der pol- 
nischen Regierung notifiziert worden. 

Allerdings wird auch ein gesamtdeutscher Sou- 
verän — wie immer er sich konstituiert — von der 
bestehenden Lage ausgehen, wie sie dem deutsch- 
I polnischen Vertrag zugrunde liegt. 

Der Vertrag mit Polen macht erneut — aber kla- 
rer als bisher — deutlich, daß die Forderung nach 
Selbstbestimmung der Deutschen keine territoriale 
Forderung ist. 

Im Zusammenhang mit der Feststellung zur 
Grenzfrage ist die Erklärung der Bundesregierung 
gegenüber der polnischen Regierung wichtig, daß 
durch den Vertrag Vertreibungen nicht nachträglich 
legitimiert werden. 

Der deutsch-polnische Vertrag bietet die Voraus- 
setzung für eine schrittweise Lösung der bestehen- 
den humanitären Probleme. 

Durch den Vertrag wird es möglich, wirksamer 
als früher für die Deutschen in Polen tätig zu wer- 
den. Dabei geht es vor allem um die Übersiedlung 
in die Bundesrepublik und den Reiseverkehr zwi- 
schen der Bundesrepublik und Polen. 

Unter den gegebenen Umständen ist der deutsch- 
polnische Vertrag als tragfähige Grundlage für die 
Verbesserung der Beziehungen zwischen der Bun- 
desrepublik und Polen zu werten. 


11 . 

Der Vertrag im einzelnen 

Die Präambel des Vertrages stellt eine ausgewo- 
gene Erklärung über die besonderen Probleme zwi- 
schen Deutschland und Polen aufgrund der leidvol- 
I len Vergangenheit dar. Sie ist nicht orientiert an der 
I Schuld der Vergangenheit, sondern weist in die Zu- 
I kunft. 

Bei den Erörterungen im Ausschuß spielte der Be- 
I griff „Souveränität aller Staaten in Europa" in Ab- 
I Satz 4 der Präambel eine Rolle. Die Minderheit im 
Ausschuß befürchtete, daß durch diese Formulierung 
eine völkerrechtliche Anerkennung der DDR durch 
die Bundesrepublik präjudiziert werden könne. Da- 
gegen teilte die Mehrheit die Auffassung der Bun- 
desregierung, daß dieser Präambelsatz nicht über- 
interpretierbar sei. Es handelt sich um die Präambel 
eines bilateralen Vertrages, die allgemeine Grund- 
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Sätze enthält. Die Achtung der Souveränität aller 
Staaten ist ein allgemeiner Grundsatz. 

Die Formulierung hat keine selbständige und 
eigenständige Anerkennungswirkung. Der formelle 
Charakter des Verhältnisses zwischen Bundesrepu- 
blik und DDR kann nur durch Abmachungen zwi- 
schen den beiden Staaten in Deutschland festgelegt 
werden. 

Die Beratungen im Ausschuß konzentrierten sich 
auf die Regelung der Grenzfrage in Artikel 1 des 
Vertrages in Verbindung mit Artikel 4 und dem 
Notenwechsel mit den drei Mächten, der mit Mantel- 
note vom 20. November 1970 der polnischen Regie- 
rung notifiziert wurde. 

Dabei ging es um die Entstehung der Oder-Neiße- 
Linie und die Entwicklung der Grenzfrage in den 
vergangenen 25 Jahren. 

Die völkerrechtliche Lage der Oder-Neiße-Gebiete 
ist dadurch gekennzeichnet, daß die alliierten Sie- 
germächte im Jahre 1945 in Ausübung der ihnen zu- 
gefallenen obersten Gewalt, die sie über Deutsch- 
land übernommen hatten, die Oder-Neiße-Gebiete 
durch das Kapitel IX der Beschlüsse der Potsdamer 
Konferenz aus der sowjetischen Besatzungszone 
herausgelöst und Polen zur Verwaltung übertragen 
haben. Sie haben das ausdrücklich zur Verwaltung 
und unter dem Vorbehalt einer späteren friedens- 
vertraglichen Regelung getan, allerdings mit der ge- 
wissen Tendenz, diese Gebiete später Polen zuzu- 
sprechen, wenngleich sie sich dazu nicht formell ver- 
pflichtet haben, wie das gegenüber der Sowjetunion 
in bezug auf Nordostpreußen geschehen ist. 

Die Volksrepublik Polen hat die Oder-Neiße- 
Gebiete verwaltungs- und gesetzesmäßig vollkom- 
men ihrem Staatsgebiet einverleibt. Polen ging von 
Anfang an davon aus, daß ihm diese Gebiete end- 
gültig übertragen worden seien. 

Diese Entwicklung konnte völkerrechtlich den ver- 
waltungsmäßigen Gebietsübergang nach dem Pots- 
damer Abkommen nicht zu einem endgültigen ma- 
chen. 

Die politische Entwicklung der letzten 25 Jahre 
ist davon gekennzeichnet, daß die Westmächte als 
Partner des Potsdamer Abkommens sich in zuneh- 
mendem Maße darauf beschränkt haben, auf das 
Ausstehen der friedensvertraglichen Regelung hin- 
zuweisen. 

Auf diesem Hintergrund ist die Grenzregelung in 
Artikel 1 zu sehen. 

Die Grenzfeststellung des Artikels 1 schafft keine 
neue Grenze, sondern enthält die Erklärung der 
Bundesrepublik, daß sie die Oder-Neiße-Linie und 
den in den letzten 25 Jahren geschaffenen Zustand 
nicht mehr als völkerrechtswidrig bestreiten will. 

Die Verpflichtung aus Artikel 1 wird erst nach 
der Ratifikation wirksam und hat keine rückwir- 
kende Kraft. 

Bei der Beratung im Ausschuß spielte auch die 
Frage eine Rolle, ob durch den deutsch-sowjetischen 
Vertrag bereits Artikel 1 des Warschauer Vertrages 
vorweggenommen sei. Dabei stellte die Regierung 


klar, daß die Qualität des Vertrages mit Polen, was 
die Grenzfrage angeht, eine andere als die des Mos- 
kauer Vertrages ist. Die Einbeziehung der Oder- 
I Neiße-Linie in die Unverletzlichkeitsfeststellung 
des letzten Unterabsatzes des Artikels 3 des Mos- 
kauer Vertrages bedeutet lediglich, daß auch diese 
Grenze in bezug auf das völkerrechtliche Gewalt- 
verbot einer Staatsgrenze völlig gleichgestellt ist. 
Sicherlich läßt die Formulierung in Artikel 3 des 
Moskauer Vertrages „Die Oder-Neiße-Linie, die die 
Westgrenze der Volksrepublik Polen bildet" eine 
Bereitschaft zur Festlegung der Bundesrepublik in 
dieser Frage erkennen. Die rechtlich verbindliche 
Feststellung zur Grenzfrage erfolgte jedoch erst 
in Artikel 1 des Warschauer Vertrages, der den in 
Artikel 3 des Moskauer Vertrages auf die Grenzen 
konkretisierten Gewaltverzicht übersteigt. 

Ein wesentlicher Punkt bei den Beratungen im 
Ausschuß war die Frage nach der Endgültigkeit der 
Grenzregelung. 

Hierzu wurde festgestellt, daß die Rechte und 
Verantwortlichkeiten der Mächte für Deutschland 
als Ganzes fortbestehen. 

Die Bundesrepublik ist nicht in der Lage, die 
Rechte der vier Mächte in Anspruch zu nehmen und 
über sie zu verfügen. 

In diesem Zusammenhang erörterte der Ausschuß 
auch ausführlich das Verhältnis des deutsch-polni- 
schen Vertrages zum Deutschlandvertrag mit den 
Westmächten, der gemäß Artikel 4 unberührt bleibt. 

ln Artikel 7 des Deutschlandvertrages heißt es, 
daß die Vertragspartner weiterhin darüber einig 
sind, daß die endgültige Festlegung der Grenzen 
Deutschlands bis zu einer friedensvertraglichen Re- 
gelung aufgeschoben werden muß. 

Durch diese Bestimmung im Deutschlandvertrag 
wird aber nicht ausgeschlossen, daß die Bundesrepu- 
blik eine Regelung wie in Artikel 1 des Warschauer 
Vertrages treffen kann. Durch die Zustimmungser- 
klärungen der drei Mächte zu der Grenzfeststellung 
in Artikel 1 des Warschauer Vertrages ist die Über- 
einstimmung des Warschauer Vertrages mit dem 
Deutschlandvertrag klar. 

Darüber hinaus muß Artikel 7 des Deutschland- 
vertrages in Zusammenhang mit der Entstehung und 
Wertung des Potsdamer Abkommens gesehen wer- 
den. Nach Auffassung unserer westlichen Verbün- 
deten enthält Artikel 7 des Deutschlandvertrages 
materiell keine Festlegung auf die Grenzen von 
1937. 

Bei den Beratungen ging es auch um den Grenz- 
verlauf der Oder-Neiße-Grenze, der mit der Festle- 
gung im Potsdamer Abkommen nicht ganz überein- 
stimmt. 

Für die Bundesregierung war bei den Verhandlun- 
gen der heutige Grenzverlauf maßgebend. Soweit 
Abweichungen von der im Potsdamer Abkommen 
festgelegten Grenzlinie bestehen, ist festzustellen, 
daß die am Potsdamer Abkommen beteiligten 
Mächte diese Abweichungen offenbar als in Überein- 
stimmung mit dem Abkommen angesehen haben. 
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Bei den Erörterungen im Ausschuß wurde auch die 
Inlands- bzw. Auslandseigenschaft der Gebiete jen- 
seits der Oder-Neiße infolge der Grenzfeststellung 
erörtert. 

Für die Bundesrepublik Deutschland wird sich der 
rechtliche Status der Oder-Neiße-Gebiete erst vom 
Inkrafttreten des Warschauer Vertrages an ändern, 
nicht vorher und nicht rückwirkend. Nach Inkraft- 
treten des Vertrages werden die Gebiete ostwärts 
der Oder-Neiße-Grenze für die Bundesrepublik 
Deutschland nicht Inland sein. 

In Übereinstimmung mit der Auffassung des 
Rechtsausschusses ist davon auszugehen, daß diese 
Konsequenz des Warschauer Vertrages keinen recht- 
lichen Bedenken begegnet. Der Begriff „Inland" 
kommt im Grundgesetz nicht ausdrücklich vor und 
ist auch nicht definiert. 

Individualrechte werden durch die Feststellung in 
Artikel 1 des Vertrages nicht berührt. 

Um jeden Zweifel darüber auszuschließen, daß 
Rechte Einzelner nicht Gegenstand des Warschauer 
Vertrages sind, hat der Leiter der deutschen Ver- 
handlungsdelegation wörtlich folgendes erklärt: 
„Durch den Abschluß dieses Vertrages gehen kei- 
ner Person Rechte verloren, die ihr nach den in der 
Bundesrepublik Deutschland geltenden Gesetzen zu- 
stehen." 

Die polnische Delegation hat diese Erklärung, die 
ihr auf eine entsprechende Frage erläutert worden 
ist, ohne Widerspruch zur Kenntnis genommen. Sie 
ist damit völkerrechtlich wirksam abgegeben und 
für die Folgen des Warschauer Vertrages rechtser- 
heblich. 

Diese Erklärung bezieht sich insbesondere auf die 
Staatsangehörigkeit sowie auf alle sonst noch in 
Betracht kommenden Individualrechte, die Perso- 
nen nach den Gesetzen der Bundesrepublik Deutsch- 
land zustehen. 

Insoweit wird auf die Stellungnahme des Rechts- 
ausschusses verwiesen, der festgestellt hat, daß der 
Warschauer Vertrag keinen Einfluß auf die Staats- 
angehörigkeit Deutscher hat. 

Die Prinzipien der friedlichen Regelung von Strei- 
tigkeiten, die in Artikel II des Vertrages niederge- 
legt sind, bilden einen wesentlichen Bestandteil des 
Vertrages. 

Diese Prinzipien für das Verhältnis der Staaten 
untereinander bestimmten von Anfang an die 
Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland. 

Die Einordnung des Artikels II in die anderen we- 
sentlichen Elemente des Vertrages — Feststellung 
zur Grenzfrage und Normalisierung und Entwick- 
lung der gegenseitigen Beziehungen — zeigt, daß 
der Vertrag mehr als ein Gewaltverzichtsvertrag ist. 

Zur Normalisierung der Beziehungen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepu- 
blik Polen, die in Artikel III des Vertrages ihre 
Grundlage gefunden hat, trug die Bundesregierung 
vor, daß nach ihrer Ansicht die Normalisierung ein 
Prozeß ist, in dem nicht die eine Seite einseitig ihre 


Forderungen und Wünsche anmelden und durchset- 
zen kann, sondern ein Prozeß des Gebens und Neh- 
mens, in dem beide Seiten ihre Interessen finden 
müssen. 

Im Kontext der gesamten Ostpolitik werden auch 
mit Polen konstruktive gute Beziehungen auf der 
Grundlage der gegenseitigen Interessen entwickelt 
werden. Das gilt vor allem für die wirtschaftliche, 
wissenschaftliche und kulturelle Zusammenarbeit. 

Nach der Ratifizierung des Vertrages werden 
diplomatische Beziehungen zwischen beiden Staaten 
aufgenommen werden. Erst im Prozeß einer solchen 
Normalisierung können auch gegenseitige Probleme 
gelöst werden, die heute noch nicht lösbar sind. 

Die Frage der Deutschen in Polen ist für die Bun- 
desregierung von Anfang an ein zentrales Anliegen 
gewesen. Dabei ging es vor allem darum, verbes- 
serte Ausreisemöglichkeiten für die Deutschen zu 
schaffen, die Polen verlassen wollen, und die Ver- 
wandtenbesuche zwischen beiden Ländern zu er- 
leichtern. Die im Zusammenhang mit dem War- 
schauer Vertrag erreichte verbesserte und erwei- 
terte Umsiedlung aus Polen stellt unter den gege- 
benen Umständen einen wesentlichen Fortschritt 
dar. 

Es wird nicht nur die Familienzusammenführung 
beschleunigt und verbessert, sondern es können dar- 
über hinaus Personen unbestreitbarer deutscher 
Volkszugehörigkeit, die keine verwandtschaftlichen 
Beziehungen zu Personen in der Bundesrepublik 
Deutschland haben, ausreisen. 

Die polnische Regierung hat die Bundesregierung 
in der sogenannten Information über die entspre- 
chenden Maßnahmen unterrichtet, die sie durch- 
führen wird. Diese Information ist in der Form eine 
einseitige polnische Erklärung, die nicht Gegenstand 
des Ratifizierungsverfahrens ist. In der Sache war 
sie das Ergebnis intensiver Verhandlungen. Mit dem 
Rechtsausschuß ist der Auswärtige Ausschuß der 
Auffassung, daß die Verständigung über die Lösung 
der humanitären Fragen, die in der Information 
ihren Niederschlag gefunden hat, eine wesentliche 
Voraussetzung für den Abschluß des Warschauer 
Vertrages gewesen ist. 

Schon 1971 ist die Zahl der Umsiedler aus Polen 
aufgrund der Information erheblich gestiegen. Es 
sind jedoch in den letzten Monaten auch Stockungen 
und Schwierigkeiten bei der Umsiedlung aufgetre- 
ten. Der Auswärtige Ausschuß hat die Auskunft der 
Bundesregierung zur Kenntnis genommen, wonach 
die polnische Regierung die loyale Erfüllung der 
Information bestätigt hat. 

Nach Auffassung des Auswärtigen Ausschusses 
kommt der Lösung der humanitären Fragen, insbe- 
sondere der Umsiedlung, für die mit dem War- 
schauer Vertrag erstrebte Normalisierung der 
deutsch-polnischen Beziehungen besondere Bedeu- 
tung zu. 

Mit dem Warschauer Vertrag ist es gelungen, 
eine neue positive Ausgangslage für die Lösung 
der humanitären Fragen zu schaffen. 
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III. 

Gewaltverzicht 

Die Minderheit des Auswärtigen Ausschusses 
ging in der Beurteilung des Warschauer Vertrages 
von Folgendem aus: 

Ein entscheidendes Kriterium für die Beurteilung 
des Vertrages ist der Gewaltverzicht. Schon mit 
ihrem Beitritt zum Nordatlantik-Vertrag hatte die 
Bundesregierung sich verpflichtet, „in Übereinstim- 
mung mit der Satzung der Vereinten Nationen 
jeden internationalen Streitfall, an dem sie beteiligt 
ist, auf friedlichem Wege so zu regeln, daß der 
internationale Friede, die Sicherheit und die Ge- 
rechtigkeit nicht gefährdet werden, und sich in 
ihren internationalen Beziehungen der Gewaltan- 
drohung oder Gewaltanwendung zu enthalten, die 
mit den Zielen der Vereinten Nationen nicht ver- 
einbar ist". 

In einer Reihe von Noten an die Sowjetunion hat- 
ten die bisherigen Bundesregierungen sich bereit 
erklärt, Gewaltverzichtserklärungen — ähnlich 
denen, die sie mit den westlichen Vertragspartnern 
abgeschlossen hatten — mit der UdSSR und den 
osteuropäischen Staaten auszutauschen. 

In ihrer Note vom 5. Juli 1968 hatte die Sowjet- 
union zu den Vorschlägen der Bundesregierung, Ge- 
waltverzichtsabkommen auszutauschen, folgendes 
geantwortet: 

„Die Regierung der BRD schlägt im Grunde genom- 
men einen Austausch von Gewaltverzichtserklärun- 
gen vor, bei dem sie wie bisher Gebietsforderun- 
gen an Nachbarstaaten erheben könnte. Derartige 
Dinge sind jedoch unvereinbar. Nur Menschen, die 
sich der jüngsten Geschichte nicht erinnern, können 
auf eine derartige betrügerische Vereinbarung ein- 
gehen. 

Wenn die Regierung der BRD immer noch auf eine 
Veränderung des Standpunktes der Sowjetunion 
und der anderen sozialistischen Länder in der Frage 
der europäischen Grenzen hofft, so machte sie einen 
groben und gefährlichen Fehler. Die Ergebnisse des 
zweiten Weltkrieges sind unveränderlich, und die 
Frage der Grenzen in Europa ist endgültig und 
unwiderruflich entschieden." 

Die Regierung der Sowjetunion hat diesen 
Standpunkt auch bei den Verhandlungen über den 
Moskauer Vertrag vertreten. 

Die Bundesregierung erklärte: Ein von ihr ange- 
strebter reiner Gewaltverzichtsvertrag, der den Mo- 
dus vivendi regeln sollte, sei nicht abzuschließen ge- 
wesen. Ein reiner Gewaltyerzichtsvertrag sei bisher 
immer daran gescheitert, daß die Bundesrepublik 
sich nicht bereit erklärte, über die Grenzen Polens 
mit Polen zu verhandeln und in den Verhand- 
lungen mit der UdSSR die staatliche Qualität der 
DDR in ihre Überlegungen einzubeziehen. Erst die 
Annahme der obenerwähnten Elemente habe es 
ermöglicht, daß es überhaupt zu den Verträgen mit 
der UdSSR und Polen gekommen sei; sonst hätte es 
sicherlich keine geben können. 


Zum Warschauer Vertrag sagte die Bundesregie- 
rung, daß die Verhandlungen ergeben hätten, daß 
die Bereitschaft der Bundesrepublik zu einer ver- 
traglichen, nach dem allgemeinen Völkerrecht ohne- 
hin geltenden Bekräftigung des Gewaltverbots für 
sich allein und ohne eine Feststellung über die 
Westgrenze Polens, wie sie tatsächlich bestehe, nicht 
ausgereicht hätte. 

Hier begründen sich die entscheidenden Bedenken 
der Minderheit. Offensichtlich werden die Ver- 
träge von den Unterzeichnermächten verschieden 
beurteilt. 

Nach dem politischen Willen und der Rechtsauf- 
fassung der Sowjetunion und der Warschauer-Pakt- 
Staaten bedeuten diese Verträge eine völkerrecht- 
liche Verwirklichung des Status quo, der soge- 
nannten Anerkennung der europäischen Realitäten 
durch die Bundesrepublik Deutschland. Die Ver- 
träge legen nach Auffassung der Warschauer Pakt- 
Staaten der Bundesrepublik die völkerrechtliche 
Pflicht auf, diese „bestehende wirkliche Lage" als 
Grundlage einer Politik anzuerkennen, deren Ziel es 
ist, auf dieser Grundlage die Normalisierung der 
Lage in Europa anzustreben. Die Verträge schaffen 
hierfür die völkerrechtlich anerkannten territorialen 
Grundlagen, ohne daß damit gleichzeitig völker- 
rechtlich die deutschen Grenzen im Sinne eines Frie- 
densvertrages, sozusagen im Vorgriff, geregelt wür- 
den. 

Der sowjetische Außenminister Gromyko hat auf 
eine entsprechende Anfrage des Abgeordneten 
Abrusow in der Ratifizierungsdebatte im Obersten 
Sowjet folgerichtig ausgeführt: 

„Der Vertrag wäre für die Sowjetunion einfach 
sinnlos, wenn sich sein Inhalt auf die Verpflichtung 
der Vertragspartner beschränken würde, auf Ge- 
waltanwendung oder Gewaltandrohung zu verzich- 
ten, während die BRD fortfährt, die Unverletzlich- 
keit der bestehenden Grenzen in Europa in Frage zu 
stellen. Die Normalisierung der Beziehungen der 
BRD zu anderen Ländern ist nur auf der Grundlage 
der Anerkennung und Respektierung der euro- 
päischen Realitäten durch die Bundesrepublik mög- 
lich." 

Friedensvorbehalt 

Es stellte sich für den Ausschuß die Frage, ob der 
Warschauer Vertrag ein Gewaltverzichts- oder ein 
Grenzvertrag ist. 

Die Bundesregierung erklärt: Ein mit Polen ver- 
einbarter Vertrag darf nicht im Widerspruch zu der 
von der Bundesrepublik verfolgten Politik stehen: 
daß das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung 
seine Einheit wiedererlangt. Aus diesem Prinzip 
folgt, daß der Vertrag kein Friedensvertrag sein 
darf; er darf kein Ersatzfriedensvertrag sein; er 
darf keine Vorbereitung zu einem Friedensvertrag 
sein; er darf einen Friedensvertrag nicht präjudizie- 
ren, und er darf die Wahrnehmung der Schutzrechte 
für deutsche Staatsangehörige nicht erschweren oder 
sogar verhindern. 
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Aber auch nach Aussage der Bundesregierung 
ist der deutsch-polnische Vertrag mehr als ein kon- 
kreter Gewaltverzicht. Die Bundesrepublik verpflich- 
tet sich, vom Tage der Ratifizierung der Verträge 
an die bisherigen deutschen Gebiete unter polni- 
scher Verwaltung für die Dauer der Existenz der 
Bundesrepublik Deutschland uneingeschränkt als 
polnisches Staatsgebiet zu betrachten und zu respek- 
tieren. 

Sie weist in diesem Zusammenhang auf die 
Tatsache hin, daß die Volksrepublik Polen seit dem 
Potsdamer Vertrag eine regelrechte Annexion der 
deutschen Gebiete jenseits der Oder-Neiße-Linie 
betrieben habe. Polen habe sich zur Rechtfertigung 
dieser Annexion darauf berufen, daß ihm diese 
Gebiete durch die Potsdamer Konferenz zugespro- 
chen worden seien. Den Friedensvorbehalt des Pots- 
damer Abkommens habe Polen als rein formal be- 
zeichnet. Mit der Herauslösung aus dem Gebiet der 
sowjetischen Besatzungszone und der Unterstel- 
lung unter polnische Verwaltung ist ein Prozeß 
eingeleitet worden, der zwar nicht zum Übergang 
der Gebietshoheit an Polen in völkerrechtlich defini- 
tiver Weise geführt habe, der aber doch als Prozeß 
einer gewissen Konsolidierung eines einmal einge- 
tretenen Besitzstandes gewertet werden könne. 
Daher stelle die Bundesrepublik das Bestreiten der 
Völkerrechtswidrigkeit dieser Grenzen vom Zeit- 
punkt des Inkrafttretens des Warschauer Vertrages 
ein. 

Für die Bundesregierung ist nach Inkrafttreten des 
Vertrages die Unverletzlidikeit der Grenzen und die 
Achtung der territorialen Integrität und Souveräni- 
tät aller Staaten in Europa — auch der DDR — in 
ihren gegenwärtigen Grenzen Vertragsgrundlage. 

Die Frage nach der Anerkennung der Grenzen be- 
antwortet die Bundesregierung damit, daß sie er- 
klärt, nur für die Bundesrepublik Deutschland han- 
deln zu können. Sie binde durch diesen Vertrag 
nicht einen zukünftigen gesamtdeutschen Souverän. 
Im übrigen könne sie keine Grenze anerkennen, da 
die vier Siegermächte sich die Festlegung der Gren- 
zen Deutschlands als Träger der obersten Souverä- 
nität in Deutschland Vorbehalten hätten. 

Die Bundesregierung räumt damit ein, daß sie den 
Friedensvertragsvorbehalt allein auf die Frage redu- 
ziert, ob ein zukünftiger gesamtdeutscher Souverän, 
über den die Bundesregierung nichts aussagen kann, 
noch in der Lage sein wird, die im Vertrag festge- 
schriebenen Grenzen zur Disposition zu stellen. 

Der Bundesregierung ist es durch diese rechtliche 
Konstruktion allenfalls gelungen, dem Vertrag den 
Charakter eines Vertrages zu nehmen, der vom 
Bundestag mit Vs-Mehrheit gebilligt werden müßte, 
sie ist aber gleichzeitig das Risiko eingegangen, daß 
dieser Vertrag von ihren Vertragspartnern als völ- 
kerrechtlich bindender Grenzvertrag angesehen wer- 
den kann. Einem zukünftigen gesamtdeutschen Sou- 
verän wäre jede Möglichkeit einer eigenen Initia- 
tive genommen. Es muß befürchtet werden, daß 
damit die deutsche Frage in der Substanz nur noch 
scheinbar offen ist. 


Selbstbestimmung 

Entscheidend für die Beurteilung des Vertrages 
durch die Minderheit des Ausschusses war auch 
die Frage, ob das Selbstbestimmungsrecht des deut- 
schen Volkes gewahrt worden ist. Nach Auffassung 
der Minderheit ist das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker zentraler Grundsatz der internationalen Po- 
litik. Er muß auch für das deutsche Volk verwirklicht 
werden. Nach ihrer Ansicht ist ein dauerhafter und 
gerechter Friede in Europa solange in Frage gestellt, 
als dem deutschen Volk das Selbstbestimmungsrecht 
verweigert bleibt. 

Bei der Beurteilung dieser Frage im Rahmen des 
deutsch-polnischen Vertrages spielt die Frage des 
völkerrechtlichen Status der DDR, so wie er sich im 
Vertrag widerspiegelt, eine entscheidende Rolle. 

Die Bundesregierung hat in ihrer Regierungs- 
erklärung vom 28. Oktober 1969 festgestellt, daß 
sie in ihrer Politik von der Existenz zweier Staaten 
auf deutschem Boden ausgehe. Im Warschauer Ver- 
trag erklärt die Bundesregierung, daß sie die Un- 
verletzlichkeit der Grenzen und die Achtung der ter- 
ritorialen Integrität und der Souveränität aller Staa- 
ten in Europa in ihren gegenwärtigen Grenzen 
als grundlegende Bedingung für den Frieden ansehe. 
Die Bundesregierung hat bestätigt, daß damit auch 
die territoriale Integrität und die Souveränität der 
DDR in ihren gegenwärtigen Grenzen angesprochen 
wurde. 

Die Minderheit des Ausschusses vertrat die Auf- 
fassung, es sei nach ihrer Meinung bisher gemein- 
same Politik aller Parteien im Bundestag gewesen, 
daß das Selbstbestimmungsrecht des deutschen Vol- 
kes in seiner Gesamtheit seinen Ausdruck in freien 
Wahlen finden solle und durch Verträge nicht be- 
einträchtigt werden dürfe. Nach ihrer Meinung er- 
weckt die Erklärung der Bundesregierung, daß sie 
von der Existenz zweier deutscher Staaten auf deut- 
schem Boden ausgehe und daß sie die Integrität und 
Souveränität des zweiten deutschen Staates in sei- 
nen gegenwärtigen Grenzen mit zur Vertragsgrund- 
lage ihres Vertrages mit Polen gemacht hat, die Be- 
fürchtungen, daß die Wiedervereinigung Deutsch- 
lands in Ausübung des Selbstbestimmungsrechtes 
für das Gesamtvolk auf eine andere Ebene verlagert 
wird. Die Bundesregierung gerät in Gefahr, die Öst- 
liche These von der Existenz zweier deutscher 
Staatsvölker zu unterstützen. Damit wäre die Wie- 
derherstellung der staatlichen Einheit Deutschlands 
nicht mehr eine Frage der Ausübung eines einheit- 
lichen Selbstbestimmungsrechtes für das ganze deut- 
sche Volk, sondern die Frage nach der Zusammen- 
führung zweier Staaten, die nicht unbedingt die Aus- 
übung des Selbstbestimmungsrechtes zur Voraus- 
setzung hat. 

Die Minderheit hegt die ernste Befürchtung, daß 
durch diese Politik die Ausübung des Selbstbestim- 
mungsrechtes der Deutschen in Frage gestellt wer- 
den könnte. 

Im Zusammenhang mit dem Notenwechsel der 
Bundesregierung mit den drei Westmächten vom 
18./19. November 1970 wurde auch das Verhältnis 
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des deutsch-polnischen Vertrages zum sogenannten 
Deutschlandvertrag, insbesondere Artikel 7 dieses 
Vertrages, erörtert. 

Die Bundesregierung teilte mit, daß unsere Bünd- 
nispartner zu ihren Verpflichtungen nach Artikel 7 
stehen. Sie gehe davon aus, daß der augenblicklich 
beschrittene Weg der Grenzfeststellungen, der Be- 
kräftigung der Unverletzlichkeit der bestehenden 
Grenzen und der Achtung der territorialen Integrität 
besser geeignet sei, die Ausfüllung des Artikels 7 zu 
erreichen, als die Wege, die bisher beschritten wor- 
den sind. Die Minderheit des Ausschusses gab der 
Befürchtung Ausdruck, daß vor allem der Vertrag 
mit Polen Elemente eines Vorfriedensvertrages ent- 
hielte und damit die Gefahr bestehe, daß sich die 
Westmächte aus ihren Verpflichtungen aus Artikel 7 
des Deutschlandvertrages: nämlich ein wiederver- 
einigtes Deutschland auf freiheitlicher demokrati- 
scher Grundlage wiederherzustellen, entlassen fühl- 
ten. 


Zeitpunkt der Verhandlungen 

In der Ausschußberatung spielte der Zeitpunkt 
der Vertragsverhandlungen eine wichtige Rolle. Die 
Bundesregierung wies auf die Gefahr hin, daß die 
Bundesrepublik durch Nichtratifizierung der Ver- 
träge den geeigneten Zeitpunkt verpassen könnte, 
sich in die multilateralen Verhandlungen über den 
Abbau der Ost-West-Spannungen einzuschalten. Mit 
dem Hinweis auf die Entwicklung der amerikanisch- 
chinesischen Beziehungen und den Ausschluß der 
Republik China (Taiwan) aus den Vereinten Natio- 
nen stellte sie die Gefahr dar, die sich durch eine 
Weigerung der Bundesrepublik, an der Ost-West- 
Entspannung teilzunehmen, ergeben würde. Die 
multilateralen Verhandlungen würden selbstver- 
ständlich weitergehen, auch über den Kopf der Bun- 
desrepublik hinweg. Die Bundesregierung müsse die 
Befürchtung haben, daß die Forderungen der So- 
wjetunion und der osteuropäischen Länder gegen- 
über der Bundesrepublik in multilateralen Ver- 
handlungen erfüllt würden, ohne daß die deutschen 
Wünsche Berücksichtigung finden würden. Alles, 
was die Warschauer Pakt-Staaten an Sicherung des 
Status quo in Europa wollten, werde nach Überzeu- 
gung der Bundesregierung bei den nächsten multi- 
lateralen Begegnungen erfüllt werden. 

Die Minderheit des Ausschusses stellte demgegen- 
über fest, daß die Bundesrepublik Deutschland ein 
wichtiges Mitglied des westlichen Verteidigungs- 
bündnisses ist. Die politische und wirtschaftliche 
Lage der Bundesrepublik kann nicht mit der der 
Republik China (Taiwan) verglichen werden. Im 
Kraftfeld der Mächte habe die Bundesrepublik einen 
anderen Stellenwert als die Republik China (Taiwan) 
im Fernen Osten. 

Als wichtiges Mitglied der Allianz würde die Bun- 
desrepublik an der Vorbereitung und Durchführung 
einer multilateralen Vertragspolitik natürlich be- 
teiligt. Es könne keine Rede davon sein, daß die 
notwendige Interessenwahrung der Bundesrepublik 
Deutschland nur durch Vorleistungen im Hinblick auf 


eine multilaterale Ost-West-Konferenz über Ent- 
spannung und Zusammenarbeit in Europa erreicht 
werden könnte. 

Fragen der personellen Rechte 

Im Zusammenhang mit Artikel I wurde die Frage 
erörtert, ob die Gebiete jenseits der Oder-Neisse- 
Linie auch im Sinne des § 25 des RuStAG als Inland 
oder Ausland zu gelten haben. Die Bundesregierung 
erklärte, daß mit der Ratifizierung des Warschauer 
Vertrages die Bundesrepublik Deutschland gehindert 
werde, in bezug auf künftige Rechtstatbestände die 
Oder-Neiße-Linie als Inland zu behandeln. Die 
Rechte einzelner seien aber nicht Gegenstand des 
Warschauer Vertrages. Diese Rechte würden von 
ihm nach seinem Inhalt und Charakter nicht berührt. 
Eine Erklärung in diesem Sinne wurde der polni- 
schen Delegation abgegeben und von dieser ohne 
Widerspruch zur Kenntnis genommen. 

Demgegenüber verwies die Minderheit darauf, 
daß der Schutz der Menschen- und Grundrechte ge- 
mäß Artikel 1 des Grundgesetzes zum unwandel- 
baren Kern unserer Verfassung gehöre. Es bestehe 
die Gefahr, daß durch die Umwandlung der Gebiete 
von Inland in Ausland die Bundesregierung generell 
an der Wahrnehmung der Schutz- und Fürsorge- 
pflicht für deutsche Staatsangehörige gehindert wird. 
Eine wirksame Rechtsverwahrung sei nicht erfolgt. 
Die Verhandlungen hätten ergeben, daß die grund- 
legenden Gegensätze in der beiderseitigen Rechts- 
auffassung, z. B. zur Staatsangehörigkeit, nicht aufzu- 
lösen noch zu überbrücken gewesen wären. Eine 
Regelung dieser Problemkreise durch eine völker- 
rechtliche Vereinbarung sei offensichtlich nicht mög- 
lich gewesen. 

Der grundsätzliche rechtliche Gegensatz, der z. B. 
bei der Staatsangehörigkeit darin bestehe, daß 
Polen den fraglichen Personenkreis ausschließlich 
für sich in Anspruch nehme, konnte nicht ausge- 
räumt werden. 

Was die Lage der in Polen zurückgebliebenen 
Deutschen angehe, würden sprachliche und kultu- 
relle Erleichterungen für diesen Personenkreis erst 
im Laufe eines Normalisierungsprozesses in Aus- 
sicht gestellt, seien also nicht Gegenstand des Ver- 
trages gewesen. 

Im Rahmen der Verhandlungen sind auch Fragen 
der Umsiedlung und der Erleichterung von Ver- 
wandtenbesuchen besprochen worden. Das Ver- 
handlungsergebnis fand seinen Niederschlag in der 
sog. einseitigen Information der Regierung der 
Volksrepublik Polen. Der Ausschuß gab seiner Hoff- 
nung Ausdruck, daß die bei der Umsiedlung auftre- 
tenden Schwierigkeiten bald behoben werden könn- 
ten. 

Zusammenfassung 

Zusamnienfassend ist die Minderheit im Aus- 
schuß zu folgender Beurteilung des Vertrages zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 


7 



Drucksache VI/3396 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Volksrepublik Polen vom 7. Dezember 1970 gekom- 
men: 

Der Moskauer und der Warschauer Vertrag ste- 
hen in einem engen Verhältnis zueinander. Es sind 
keine reinen Gewaltverzichtsverträge. Das von der 
Sowjetunion und den Warschauer-Pakt-Staaten 
schon lange vertretene Prinzip, daß die Normalisie- 
rung ihrer Beziehungen zur Bundesrepublik nur 
auf der Grundlage der Anerkennung und Respek- 
tierung der europäischen Realitäten durch die Bun- 
desrepublik möglich sei, hat in den Verträgen sei- 
nen Niederschlag gefunden. Die Gefahr, daß der 
Warschauer Vertrag von der polnischen Regierung 
und dritten Staaten als ein Grenzanerkennungs- 
und damit als ein Vorfriedensvertrag gewertet wird, 
ist beträchtlich. Der Friedensvertragsvorbehalt wird 
allein auf die Frage reduziert, ob ein zukünftiger 
gesamtdeutscher Souverän, über den die Bundes- 
regierung nichts aussagen kann, noch in der Lage 
sein wird, die im Vertrag festgeschriebenen Gren- 
zen zur Disposition zu stellen. Die dem Vertrag zu- 
grunde liegende Anerkennung der Unverletzlich- 
keit der Grenzen und die Achtung der territorialen 
Integrität und Souveränität aller Staaten in Europa 
— und damit auch der DDR — in ihren gegenwärti- 
gen Grenzen wirft die Frage nach dem Selbstbe- 
stimmungsrecht des gesamten deutschen Volkes auf. 


Hier erwächst die Gefahr, daß die Wiederherstel- 
lung der staatlichen Einheit Deutschlands nicht mehr 
eine Frage der Ausübung eines einheitlichen Selbst- 
bestimmungsrechtes für das ganze Volk ist, sondern 
in eine Frage nach der Zusammenführung zweier 
Staaten transformiert wird. Der Vertrag geht über 
die Regelung eines Modus vivendi hinaus. Zwischen 
der polnischen und deutschen Auffassung über den 
Inhalt des Vertrages bestehen offensichtliche Auf- 
fassungsunterschiede, die statt eine Normalisierung 
der Beziehungen zwischen beiden Völkern herbei- 
zuführen, Anlaß zu neuen Spannungen geben könn- 
ten. 

Dieser Vertrag entspricht nicht dem von der 
Fraktion der CDU/CSU im Deutschen Bundestag 
eingebrachten Antrag betr. der Beziehungen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Volksrepublik Polen, und ist nicht geeignet, die an- 
gestrebte Verständigung und Aussöhnung mit dem 
polnischen Volk herbeizuführen. 

Daher hat die Minderheit des Auswärtigen Aus- 
schusses dem Deutschen Bundestag vorgeschlagen, 
das Vertragsgesetz zu dem Vertrag vom 7. Dezem- 
ber 1970 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Volksrepublik Polen über die Grundlagen 
der Normalisierung ihrer gegenseitigen Beziehun- 
gen abzulehnen. 


Bonn, den 28. April 1972 

Dr. Haack Dr. Bach 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/3157 — ■ un- 
verändert anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 28. April 1972 


Der Auswärtige Ausschuß 

Dr. Schröder Dr. Haack Dr. Bach 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 1 


Stellungnahme 

des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages 


Der Rechtsausschuß hat das ihm zur Mitberatung 
überwiesene Vertragsgesetz zum Warschauer Ver- 
trag in größtenteils vertraulichen Sitzungen, und 
zwar am 11., 12., 13. und 14. April 1972 (insgesamt 
16 Stunden), beraten. Er beschränkte sich dabei nicht 
auf das Vertragsgesetz, sondern bezog in seine Be- 
ratungen das gesamte Vertragswerk ein. Im Vor- 
dergrund der Beratungen standen völkerrechtliche 
und verfassungsrechtliche Aspekte. 

Gegen die Stimmen der Ausschußmitglieder der 
CDU/CSU-Fraktion stellt der Rechtsausschuß fest, 
daß der Warschauer Vertrag mit dem Grundgesetz 
vollen Umfangs im Einklang steht und auch nicht 
gegen das Völkerrecht verstößt, und empfiehlt dem 
federführenden Auswärtigen Ausschuß, dem Ple- 
num die Zustimmung zu dem Vertrag vorzuschla- 
gen. 

Diese Empfehlung wird mit folgenden Feststellun- 
gen, die der Rechtsausschuß mit der gleichen Mehr- 
heitsentscheidung in Einzelabstimmungen getroffen 
hat, begründet: 

1. Der Rechts aus schuß stellt zu Artikel I Abs. 1 
des Warschauer Vertrages fest, daß durch die ge- 
meinsame Feststellung, nach der die Oder-Neiße- 
Linie die westliche Grenze der Volksrepublik Polen 
bildet, die Gebiete ostwärts dieser Grenze für die 
Bundesrepublik Deutschland nach der Ratifikation 
nicht Inland sein werden, wenngleich eine friedens- 
vertragliche Regelung für ganz Deutschland noch 
nicht zustande gekommen ist und die Rechte und 
Verantwortlichkeiten der Vier Mächte in bezug auf 
Deutschland als Ganzes fortbestehen. Ein gesamt- 
deutscher Souverän — d. h. Staats- und Verfas- 
sungsorgane, die ihre Legitimierung von allen Deut- 
schen erhalten haben — ist daher rechtlich an die 
Feststellung nicht gebunden. 

Der Rechtsausschuß verkennt hierbei nicht, daß 
diese für den gesamtdeutschen Souverän von Rechts 
wegen bestehende Lage im Bereich der Politik prak- 
tisch keine Entsprechung findet. 

2. Zu Artikel I Abs. 3 des Warschauer Vertrages 
stellt der Rechtsausschuß fest, daß auch diese Vor- 
schrift nur bedeutet, daß die Bundesrepublik 
Deutschland sich verpflichtet, keinen Gebietsan- 
spruch darauf zu erheben, den Geltungsbereich des 
Grundgesetzes über seinen bisherigen territorialen 
Umfang hinaus auszudehnen. 

3. Der Rechtsausschuß stellt fest, daß der War- 
schauer Vertrag keinen Einfluß auf die Staatsange- 
hörigkeit Deutscher hat. Dies gilt auch für Personen, 
die in Gebieten leben, die ostwärts der Oder-Neiße- 
Linie liegen und 1937 zum Deutschen Reich gehör- 
ten, selbst wenn diese dort die polnische Staatsan- 
gehörigkeit erworben haben. Lediglich ein aus eige- 


nem Willen erfolgender und auf eigenen Antrag 
oder den seines gesetzlichen Vertreters zurückge- 
hender Erwerb der polnischen Staatsangehörigkeit, 
die nach dem Inkrafttreten des Warschauer Vertra- 
ges stattfindet, führt in Zukunft nach § 25 RuStaG 
zum Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit. 

4. Der Rechtsausschuß stellt fest, daß durch den 
Warschauer Vertrag Rechte, die natürlichen oder ju- 
ristischen Personen nach dem Grundgesetz oder 
aufgrund anderer Rechtsvorschriften, die in der 
Bundesrepublik Deutschland gelten, zustehen, nicht 
aufgehoben werden oder verloren gehen. 

Folgende weitere Feststellung traf der Ausschuß 
einstimmig bei 12 Enthaltungen: 

Der Rechtsausschuß stellt fest, daß der Warschauer 
Vertrag keine nachträgliche Legitimierung der Ver- 
treibung der Deutschen aus ihrer angestammten 
Heimat darstellt. 

Zur „Information der Regierung der Volksrepublik 
Polen" traf der Ausschuß einmütig folgende Fest- 
stellungen; 

1. Der Wortlaut der Information der Regierung der 
Volksrepublik Polen ist von der Bundesregie- 
rung und der polnischen Regierung inhaltlich 
abgestimmt worden. 

2. In der Information ist der Adressat nicht ge- 
nannt. 

3. Die Information ist der Denkschrift als Anlage 
beigefügt. 

4. Auch die neue Regierung der Volksrepublik 
Polen will nach Auskunft der Bundesregierung 
die Information loyal erfüllen. 

5. Die Information stellt eine wesentliche Voraus- 
setzung für den Abschluß des Vertrages dar. 

Folgende weitere Feststellung zur Information fand 
nicht die Zustimmung der Mehrheit des Ausschus- 
ses, sondern wurde mit 13 : 12 Stimmen abgelehnt: 

Die Bundesrepublik Deutschland ist daher berech- 
tigt, den Vertrag in vollem Umfang für hinfällig zu 
erklären, wenn die in der Information angekündig- 
ten Maßnahmen nicht verwirklicht werden. 

Die Ausschußminderheit stellte zum Warschauer 
Vertrag folgende Anträge, die mit 13 : 12 Stimmen 
abgelehnt wurden: 

Zu Artikel I 

Der Rechts aus schuß stellt fest, daß als Folge der in 
Artikel I Abs. 1 des Vertrages enthaltenen Grenz- 
feststellung und der übrigen in Artikel I getroffe- 
nen Regelungen die Oder-Neiße-Gebiete endgül- 
tig Bestandteil des Staatsgebietes der Volksrepublik 
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Polen werden. Der Rechtsausschuß befürchtet, daß 
im Zusammenhang damit rechtliche Nachteile 
— auch in Fragen der Staatsangehörigkeit — für 
Deutsche eintreten werden. 

Schlußfeststellungen 

Der Rechtsausschuß hält die vom Bundesrat in sei- 
ner Stellungnahme vom 9. Februar 1972 geäußerten 
rechtlichen Bedenken für begründet. Er macht den 


Bonn, den 14. 

Dr. Lenz (Bergstraße) Dr 

Vorsitzender 


Auswärtigen Ausschuß darauf aufmerksam, daß die 
verfassungsrechtlichen Zweifel, insbesondere im 
Hinblick auf das Wiedervereinigungsgebot, die Of- 
fenhaltungspflicht des Artikels 23 Satz 2 GG und 
das fehlende Ausreiserecht für die Deutschen in den 
Ostgebieten so gewichtig sind, daß der Vertrag nur 
in Kraft gesetzt werden kann, wenn eine Klarstel- 
lung seiner Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz mit 
Zweidrittelmehrheit der Mitglieder des Bundesta- 
ges und der Stimmen des Bundesrates erfolgt. 


April 1972 


Arndt (Hamburg) Vogel 

Berichterstatter 
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Anlage 2 


Gutachtliche Stellungnahme 
des Ausschusses für innerdeutsche Beziehungen 


Der Auswärtige Ausschuß des Deutschen Bundes- 
tages hat am 2. März beschlossen, vom Ausschuß für 
innerdeutsche Beziehungen eine gutachtliche Stel- 
lungnahme sowohl zum Entwurf eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 12. August 1970 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Union der So- 
zialistischen Sowjetrepubliken (Drucksache VI/3156) 
als auch zum Entwurf eines Gesetzes zu dem Ver- 
trag vom 7. Dezember 1970 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Volksrepublik Polen 
über die Grundlagen der Normalisierung ihrer ge- 
genseitigen Beziehungen (Drucksache VI/3157) einzu- 
holen. Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehun- 
gen hat daraufhin am 8. März in einer ganztägigen 
Sitzung beraten und sich entsprechend seiner Zu- 
ständigkeit auf drei Problemkreise konzentriert; 

— Welcher politisch relevante Begriff der Nation 
liegt der Vertragspolitik der Bundesregierung 
zugrunde? 

— Welche Auswirkungen haben die Verträge für 
die Normalisierung der Verhältnisse in Deutsch- 
land, besonders die Entwicklung der Menschen- 
rechte? 

— Die Bedeutung des Deutsch-Sowjetischen Ver- 
trages für Berlin. 


Der Ausschuß kam in den darauffolgenden Sitzun- 
gen am 16. März und 10. April 1972 zu folgendem 

Ergebnis: 

I. 

Es besteht Übereinstimmung in folgenden vier 

Punkten; 

1. Der Ausschuß war sich bewußt, daß es nicht 
seine Aufgabe sein konnte, eine abstrakte Defi- 
nition des Begriffes Nation zu entwickeln. 

2. Die von den SED-Führern Honecker und Ulbricht 
propagierte Theorie eines sozialistischen deut- 
schen Nationalstaates findet keine Zustimmung. 

3. Die Nation ist heute das „Band um das gespal- 
tene Deutschland". Sie gründet sich auf dem fort- 
dauernden Gefühl der Zusammengehörigkeit der 
Menschen eines Volkes und umfaßt mehr als ge- 
meinsame Sprache und Kultur, als Staats- und 
Gesellschaftsordnung. Dieses Zusammengehörig- 
keitsgefühl, verbunden mit dem Willen zur staat- 
lichen Einheit, kann von niemandem geleugnet 
werden. Daher steht außer Zweifel, daß es in 
diesem Sinne eine deutsche Nation gibt. 

4. Das Ziel der Wiederherstellung der Einheit 
Deutschlands auf der Grundlage des Selbstbe- 
stimmungsrechtes des deutschen Volkes bleibt 
uneingeschränkt bestehen. 


11 . 

Der Ausschuß kam außerdem zu folgenden gutacht' 
liehen Ergebnissen: 

Die Tatsache, daß sich gegenwärtig zwei Staaten un- 
ter dem Dach einer Nation befinden, ist kein Ergeb- 
nis der Politik der Bundesregierung. Sie hat ledig- 
lich zur Kenntnis genommen, was in Deutschland 
Wirklichkeit ist und damit eine wesentliche Voraus- 
setzung geschaffen, den gewünschten Prozeß der 
Normalisierung zwischen den beiden Staaten einzu- 
leiten und zielstrebig voranzutreiben. Die Existenz 
zweier oder mehrerer Staaten innerhalb einer Na- 
tion ist historisch ebensowenig ein Novum wie das 
Vorhandensein mehrerer Nationen in einem Staat. 
Da beide in Deutschland liegen, was weder von den 
Westmächten noch von der Sowjetunion bestritten 
wird, sind beide füreinander nicht Ausland. Aller- 
dings können sie füreinander nicht Inland sein, weil 
die Hoheitsgewalt der beiden Staaten jeweils an 
ihrer Grenze endet. 

Daraus ergibt sich, daß zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR Beziehungen besonderer 
Art bestehen. Im übrigen ist der Ausschuß der Auf- 
fassung, daß das Zurkenntnisnehmen von zwei Staa- 
ten nicht in Widerspruch steht zum Ziel der Wieder- 
vereinigung, das nur durch einen gesamteuro- 
päischen Ausgleich und eine europäische Friedens- 
ordnung zu erreichen ist. 

Die Bundesregierung hat sich strikt an die Bestim- 
mungen des Grundgesetzes gehalten, das die erste 
deutsche Verfassung ist, welche die staatliche Ein- 
heit an die Bedingung der Freiheit knüpft. Diese 
Verknüpfung rechtfertigt die Gründung und die 
Existenz des Staates Bundesrepublik Deutschland; 
sie stellt ihn in den Rahmen der Geschichte der 
Nation. Das Grundgesetz begreift die Bundesrepu- 
blik Deutschland als eine Voraussetzung für die 
künftige Freiheit der deutschen Nation in Einheit, 
unabhängig davon, welche unmittelbaren politischen 
Konsequenzen aus dieser Grundentscheidung für die 
staatliche Einheit 1949 erwuchsen bzw. in der nähe- 
ren Zukunft erwachsen würden. 

Das politische Ermessen der Bundesregierung, wie 
die Wiedervereinigung zu erreichen sei, ist durch 
die Präambel des Grundgesetzes nicht festgelegt. Es 
bleibt dem pflichtgemäßen Ermessen der zum poli- 
tischen Handeln berufenen Organe der Bundesrepu- 
blik überlassen, welche Wege sie zur Herbeiführung 
der Wiedervereinigung als politisch richtig und 
zweckmäßig ansehen. Der deutsch-sowjetische Ver- 
trag ist durchaus geeignet, dem Streben nach Wie- 
dervereinigung in Freiheit zu dienen, zumal die 
Sowjetunion erstmals mit der Bundesrepublik 
Deutschland einen Vertrag abgeschlossen hat, in 
dem der Anerkennung der Menschenrechte durch 
Bezugnahme auf die Ziele und Grundsätze der 
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Charta der Vereinten Nationen besonderer Rang 
eingeräumt wird. 

Der Ausschuß hat sowohl durch den von der So- 
wjetregierung entgegengenommenen und quittier- 
ten Brief zur deutschen Einheit als auch durch Be- 
zugnahme auf frühere Verträge und Vereinbarun- 
gen im Text des deutsch-sowjetischen Vertrages 
keinen Zweifel, daß das Recht auf eine Politik zur 
Verwirklichung des Selbstbestimmungsrechtes und 
der Wiederherstellung der staatlichen Einheit ein- 
deutig gewahrt worden ist. Dies um so mehr, als 
von seiten der sowjetischen Regierung dazu eine 
entsprechende offizielle Erklärung vorliegt. Darüber 
hinaus bietet die Ost- und Deutschlandpolitik der 
Bundesregierung die Chance, die Verklammerung 
zwischen beiden Teilen Deutschlands zu verbessern 
und zur Stärkung des Willens, eine Nation zu sein 
und zu bleiben, wesentlich beizutragen. Eine Dis- 
krepanz zwischen den erklärten Absichten, wie sie 
in den beiden Verträgen dargestellt worden sind, 
und der Politik der Bundesregierung konnte nicht 
festgestellt werden. 

In bezug auf die Unantastbarkeit der Grenzen, die 
in beiden Verträgen postuliert ist, erblickte der 
Ausschuß keinen Verzicht auf bisher gültige Rechts- 
positionen. Unantastbarkeit bzw. Unverletzlichkeit 
schließen zwar die Anwendung von Gewalt aus, 
dennoch können Grenzen dann verändert oder gar 
aufgehoben werden, wenn dies politischer Wille der 
betreffenden Staaten ist. Auch was die Anwen- 
dung des Begriffes Grenze betrifft, so können kei- 
nerlei nachteilige Auswirkungen festgestellt wer- 
den. Vielmehr wurde die nach der Londoner Neun- 
Mächte-Konferenz von 1954 abgegebene Erklärung 
von Bundeskanzler Dr. Adenauer hervorgehoben, 
in der ausdrücklich die Verpflichtung bestätigt wird, 
„die Änderung der gegenwärtigen Grenzen der 
Bundesrepublik Deutschland nicht mit gewaltsamen 
Mitteln herbeizuführen“. Insofern hat sich nichts 
geändert. 

Die Diskussion ergab auch, daß die Vorbehalts- 
rechte der drei Westmächte durch die Verträge 
nicht berührt werden. Die Verpflichtungen für 
Deutschland als Ganzes bleiben nach wie vor be- 
stehen. Es wurde deutlich, daß die Vertragspolitik 
der Bundesregierung durch die Regierungen aller 
verbündeten Mächte begrüßt und unterstützt wird. 
Sie ist Bestandteil der westlichen Entspannungspoli- 
tik. 

Wenn auch kein völkerrechtlicher Zusammenhang 
zwischen den Verträgen und den Beziehungen zwi- 
schen beiden Staaten in Deutschland besteht, so 
schält sich doch folgendes heraus: 

In den Kasseler 20 Punkten hat die Bundesregie- 
rung gegenüber der Regierung der DDR Grundsätze 
und Vertragselemente für die Regelung der gegen- 
seitigen Beziehungen niedergelegt. Diese Punkte 
stimmen mit den Verträgen insoweit ausdrücklich 
überein, als sie ebenfalls den Gewaltverzicht als 
Voraussetzung für eine Normalisierung zum Inhalt 
haben. 

Darüber hinaus fördern die Verträge die Chancen 
der Verwirklichung dessen, was in den Kasseler 


20 Punkten im. einzelnen unter einer Normalisie- 
j rung der innerdeutschen Beziehungen verstanden 
1 wird. Dies liegt offenbar auch im Interesse der So- 
i wjetunion. 

Die Regierung der UdSSR hat nämlich im Kommu- 
nique vom 30. November 1971 gemeinsam mit der 
! Bundesregierung ihre Auffassung zum Ausdruck 
: gebracht, daß die Herstellung der Beziehungen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik auf der Grund- 
lage voller Gleichberechtigung, der Nichtdiskrimi- 
nierung, der gegenseitigen Resepktierung, der Un- 
abhängigkeit und Selbständigkeit eines jeden der 
! beiden Staaten in den ihre innere Zustandkeit be- 
I treffenden Angelegenheiten für die Gesundung der 
I Lage in Europa von großer Bedeutung wäre. 

Diese Elemente werden auch in den Kasseler 
20 Punkten als Grundlage für eine Normalisierung 
der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und 
der DDR angesehen. 

Erfolge sind inzwischen nicht ausgeblieben. Im Ge- 
gensatz zu ihrer früheren Haltung hat sich die Re- 
gierung der DDR nach der Unterzeichnung des Mos- 
kauer Vertrages bereitgefunden, in Gespräche und 
Verhandlungen über sachliche Vereinbarungen zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der DDR 
einzutreten. 

Dies hat als erstes zum Abschluß der Postverein- 
barung vom 30. September 1971 geführt. Ein noch 
bedeutenderer Schritt zur Normalisierung der Lage 
im Zentrum Europas ist vollzogen worden durch den 
Abschluß des Abkommens über den Transitverkehr 
: zwischen Berlin (West) und der Bundesrepublik 
Deutschland und durch die Vereinbarungen zwi- 
schen dem Berliner Senat und der DDR. 

Gegenwärtig wird über den Abschluß eines Allge- 
I meinen Verkehrsvertrages verhandelt. 

' Die positiven Auswirkungen der Unterzeichnung 
i der Verträge auf die innerdeutschen Beziehungen 
sind also offensichtlich. Dies begründet die Erwar- 
tung, daß die Ratifizierung der Verträge zu einer 
I weiteren Entspannung in Europa führen wird. Da- 
von kann die Entwicklung der Beziehungen zur DDR 
nicht unberührt bleiben. 

Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen hat 
I ebenfalls die Verbindung herausgearbeitet, die zwi- 
i sehen der Ratifizierung des deutsch-sowjetischen 
j Vertrages und dem Inkrafttreten des Berlin-Abkom- 
I mens besteht. An diesem Punkt zeigt sich besonders 
die Bedeutung des Vertrages für die Verbesserung 
' der Lage in und um Berlin. Das von den Botschaf- 
tern der Vier Mächte Unterzeichnete Abkommen 
bietet erstmals eine gute Chance, den gefährlichsten 
Krisenherd Europas zu entschärfen, die gewachsenen 
Bindungen zwischen West-Berlin und der Bundes- 
republik zu festigen, die Mauer nachhaltig durch- 
I lässiger zu machen und durch menschliche Erleichte- 
! rungen für die Berliner Bevölkerung dem Willen 
i zur Einheit der Nation neue Impulse zu verleihen, 
i Diese Chance ist nur durch die Bereitschaft der Bun- 
i desregierung möglich geworden, mit der Regierung 
i der UdSSR den bereits erwähnten Vertrag abzu- 
i schließen. 
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Deshalb beinhaltet die heutige Ost- und Deutsch- 
landpolitik einen beachtenswerten Beitrag zur Über- 
windung der anormalen Verhältnisse in Deutsch- 
land. Ihr liegt die richtige Erkenntnis zugrunde, daß 
durch die Aufrechterhaltung von Spannung weder 
innerdeutsche Fortschritte möglich sind, noch dem 
Ziel der staatlichen Einheit Deutschlands gedient 
werden kann. 

Der Ausschuß geht davon aus, daß das Inkrafttreten 
der Berlinvereinbarung den auf Abrüstung und Ent- 
spannung zielenden internationalen Bemühungen 
förderlich sein wird und stimmt überein mit der Er- 
klärung des amerikanischen Präsidenten Nixon: 
„Wenn es eine Stadt gegeben hat, wo während der 
letzten zwanzig Jahre ein dritter Weltkrieg hätte 
ausbrechen können, so war es Berlin. Dieses Ab- 
kommen vermindert die Gefahr einer direkten Kon- 
frontation zwischen den Supermächten." 

Die Ratifizierung des deutsch-sowjetischen Ver- 
trages und des deutsch-polnischen Vertrages ist für 
die Normalisierung der Verhältnisse in Deutschland 
unabdingbare Voraussetzung. 

Ohne den deutsch-sowjetischen Vertrag besteht 
keine Aussicht, daß das von den Vier Mächten aus- 
gehandelte und befriedigende Berlin-Abkommen in 
Kraft treten wird. 

III. 

Die Mitglieder der CDU/CSU vertreten demgegen- 
über die folgende Minderheitsauffassung: 

Die Pflicht gesamtdeutscher Verantwortung besagt, 
daß es keinen gesamtdeutschen Staat geben darf, 
der nicht freiheitlich und rechtsstaatlich verfaßt ist. 
Wer das Regime der DDR legitimiert und es in 
bezug auf Gesamtdeutschland mit der Bundesrepu- 
blik Deutschland völlig gleichstellt, gleichzeitig aber 
an einer gesamtdeutschen Zielsetzung festhält, der er- 
öffnet logischerweise die Möglichkeit und übernimmt 
das Risiko, daß auch andere Prinzipien als die der 
Freiheit und Rechtsstaatlichkeit den Weg Gesamt- 
deutschlands in der Geschichte bestimmen können. 
Die CDU/CSU stellt fest, daß die Kontinuität der 
gesamtdeutschen Politik aller demokratischen Par- 
teien von 1949 bis 1969 durch die Ostverträge be- 
endet wurde. Der von der Sowjetregierung entge- 
gengenommene und in das Ratifikationsverfahren in 
Moskau einbezogene Brief zur deutschen Einheit 
stellt keinen hinreichenden Ersatz für die in den 
Vertragsartikeln fehlende Bestätigung des Selbst- 
bestimmungsrechtes des deutschen Volkes dar. 

Die Bundesregierung arbeitet mit verschiedenen 
Begriffsbestimmungen, Einmal erklärt sie, das Ziel 
ihrer gesamtdeutschen Politik sei die staatliche Ein- 
heit der Nation, gleichzeitig aber geht sie von zwei 
Staaten in Deutschland aus, deren trennende Exi- 
stenz sich durch die Verträge noch verfestigt bis 
zur beabsichtigten Aufnahme beider, gegensätzliche 
Ziele verfolgender Staaten in die Vereinten Natio- 
nen. Das ist eine doppeldeutige Handhabung des 
Begriffs von nationaler und staatlicher Einheit. 

Der Weg zur staatlichen Einheit wird nicht durch 
die Absichtserklärung einer Politik der zwei Staa- 
ten gefördert. 


Die bedingte Freigabe der internationalen Aner- 
kennung der DDR durch die neue Bundesregierung 
hat nicht mehr das Ob, sondern nur noch das Wann 
und Wie zum Kriterium gemacht, zwei deutsche 
Staaten in die UNO zu führen. Neuerdings erklärt 
der Bundeskanzler, wir hätten die Frage des UNO- 
Beitritts nicht mehr in der Hand, unsere Vorbedin- 
gungen könnten durch die Gesamtentwicklung unter- 
laufen werden. Es nützt daher nichts, wenn die Bun- 
desregierung immer wieder beteuert, sie habe nicht 
die Absicht und nicht die Möglichkeit, die DDR völ- 
kerrechtlich anzuerkennen, weil das eine Verfügung 
über Deutschland als Ganzes sei, wozu sie nach den 
Viermächtevorrechten nicht befugt sei, wenn nichts- 
destoweniger eine Politik gemacht wird, die ihrem 
materiellen Inhalt nach eine Politik wachsender 
Anerkennung ist. Diese Sachverhalte werden daher 
auf die Dauer die staatliche Einheit in Freiheit 
nicht fördern, sondern behindern und auch langfri- 
stig im Sinne der Definition des Bundeskanzlers über 
den Begriff der Nation keine positive, sondern nega- 
tive Auswirkung haben. 

Zwischen den formellen Vorbehalten und den ver- 
balen Beteuerungen, die die Bundesregierung vor- 
bringt und den materiellen Auswirkungen der Ver- 
träge klafft ein eklatanter Widerspruch, der geeig- 
net ist, die deutsche Öffentlichkeit über die tat- 
sächlichen Auswirkungen der Verträge zu täuschen. 
Außerdem birgt die verschiedenartige Interpreta- 
tion durch die Vertragspartner für spätere Zeiten 
einen heute schon erkennbaren Konfliktstoff, der 
geeignet ist, neue Spannungen zu erzeugen. 

Die CDU/CSU vertritt im Ausschuß ferner die Auf- 
fassung, daß durch den Moskauer Vertrag eine Neu- 
bewertung der Grenze zwischen beiden Teilen 
Deutschlands eingetreten ist. Denn erstmals wird die 
Grenze — bisherige Demarkationslinie — zwischen 
Bundesrepublik und DDR in einem Satz gleichran- 
gig mit allen anderen europäischen Grenzen ge- 
nannt, nicht nur zur Volksrepublik Polen. Damit 
erhält diese Grenze in der vertraglichen und inter- 
nationalen Bewertung mit sowjetischer Absicht eine 
neue Bedeutung, nämlich einer Grenze, die jeder 
anderen Grenze der Welt gleicht und nicht überla- 
gert wird vom Selbstbestimmungsrecht des deut- 
schen Volkes. 

Es stellt sich für die CDU/CSU die Frage, ob nicht 
eine derartige Anhebung der bisherigen innerdeut- 
schen Grenze bewußt erfolgt, um damit die Ent- 
scheidung der Deutschen beseite zu schieben, in eige- 
ner Verantwortung die Einheit und Freiheit des 
deutschen Volkes in freier Selbstbestimmung zu 
vollenden. Jedenfalls kommt diese Anhebung den 
ständigen Forderungen der DDR entgegen, die in- 
nerdeutsche Grenze als Staatsgrenze wie jede andere 
Staatsgrenze in der Welt völkerrechtlich anzuerken- 
nen. 

Die Abgeordneten der CDU/CSU bezweifeln, daß es 
zu einer wesentlich stärkeren innerdeutschen Frei- 
zügigkeit von Personen, Informationen und Mei- 
nungen kommen werde. Es ist eine bloße Hoffnung 
zu glauben, daß durch die Verträge ein Zueinander- 
wachsen der beiden Teile Deutschlands zu erwarten 
sei. Das Gegenteil dürfte der Fall sein: die Ver- 
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festigung der deutschen Teilung durch die interna- 
tionale Anhebung des Status der DDR und durch 
die Abgrenzungspolitik der anderen Seite. Sie war- 
nen gleichzeitig vor einer Überschätzung des Ber- 
lin-Abkommens und einer Unterschätzung der nega- 
tiven gesamtdeutschen Auswirkung der Verträge. 
Eine Anerkennung der DDR als zweiter deutscher 
Staat kann die Zusammengehörigkeit West-Berlins 
mit dem Bund gefährden. Die Verwirklichung der 
Einheit Deutschlands wird durch den Moskauer Ver- 
trag gefährdet, weil durch Artikel 3 des Moskauer 
Vertrages die DDR allen europäischen Staaten 
gleichgestellt wird. Es ist bisher gelungen, von den 
rd. 130 bei der UNO vertretenen Staaten etwa 100 
Staaten davon abzuhalten, mit der DDR diploma- 
tische Beziehungen aufzunehmen. Wenn diese nun 
im Laufe der nächsten Zeit nachvollzogen werden, 
wäre der Unterschied auch in der völkerrechtlichen 
Stellung der DDR in der Welt quantitativ und 
qualitativ gegenüber bisher so groß, daß ein „Offen- 
halten" der nationalen Frage im Sinne der staat- 
lichen Einheit Deutschlands in Freiheit gemäß dem 
Grundgesetz zur reinen Theorie zu werden drohe. 

Die CDU/CSU bedauert ferner, daß die Bundesregie- 
rung nicht in derselben entschiedenen Weise auf der 
Verwirklichung der Menschenrechte im anderen 
Teil Deutschlands beharrt, wie das in der Vergan- 
genheit der Fall gewesen ist, beispielsweise im Sep- 
tember 1966 bei der Zurückweisung des Antrages 
der DDR um Aufnahme in die Vereinten Nationen 
wegen Verletzung der Menschenrechte. 

Dem Hinweis der Regierungsmehrheit der SPD und 
FDP auf die Kasseler 20 Punkte und den Erklärun- 
gen des Bundeskanzlers von Erfurt und Kassel hält 
die CDU/CSU entgegen, daß in scharfem Gegensatz 
zu den damaligen Ziel- und Zeitvorstellungen, wie 
sie in Erfurt und Kassel, aber auch im Deutschen 
Bundestag mehrfach betont wurden, nunmehr die 
Erwartungen immer weiter reduziert werden, und 
die damals genannten Bedingungen für eine Norma- 
lisierung der Bundesregierung jetzt offenbar nicht 
mehr erreichbar erscheinen. Die auf umfassende po- 
sitive Regelungen für Deutschland und in Deutsch- 
land gerichteten Erwartungen werden vielmehr in 
eine ungewisse Zukunft eines historischen Prozes- 
ses vertagt. 


Zum Warschauer Vertrag verweist die CDU/CSU 
auf die Widersprüche zwischen den wechselseitigen 
Interpretationen in Bonn und Warschau über die 
Frage des Offenhaltens oder der Endgültigkeit der 
Oder-Neißc-Linie als westliche Grenze Polens. 

Für die in den deutschen Ostgebieten lebenden 
deutschen Staatsangehörigen ergibt sich aus Artikel 
116 GG und der gesamtdeutschen Verpflichtung der 
Bundesregierung eine Fürsorge- und Obhutspflicht, 
der gegenüber der Warschauer Vertrag in keiner 
Weise gerecht wird. Die Konsequenzen, Ostpreußen, 
Pommern und Schlesien zum Ausland zu erklären, 
führen zu einer schwerwiegenden Diskrepanz zwi- 
schen den formellen Rechten der deutschen Staats- 
bürger in diesen Gebieten und den Pflichten der 
Bundesregierung aus dem Grundgesetz der Bundes- 
republik Deutschland, 

Die CDU'CSU warnt schließlich vor der Auffassung 
der Regierungsparteien SPD und FDP, ein Schei- 
tern der Ostverträge gefährde auch das Berlin- 
Abkommen der Vier Mächte. Es besteht kein recht- 
licher und auch kein zwingender politischer Zusam- 
menhang zwischen den Ostverträgen und dem Ber- 
lin-Abkommen der Vier Mächte. Falls der Moskauer 
Vertrag nicht ratifiziert werden sollte, wird das 
Berlin-Abkommen, dessen inhaltliche Beratung nicht 
Gegenstand dieses Gutachtens ist, keineswegs hin- 
fällig. 

Alles, was die Position West-Berlins festigt und 
sichert, nützt auch der deutschen Frage. West-Ber- 
lin droht aber auf lange Sicht gesehen, in einen 
Schwebezustand zu geraten, je breiter die inter- 
nationale Bewertung der Deutschlandpolitik im 
Sinne eines Sich-Abfindens der Deutschen mit der 
Teilung Deutschlands wird. Denn die Besonderheit 
der Existenz West-Berlins beruht letzten Endes dar- 
auf, daß die Vier Mächte nach Ende des II. Weltkrie- 
ges davon ausgingen, daß Deutschland als Ganzes 
existiert, von ihnen verantwortet wird, und Berlin 
seine Zukunftsperspektive als Hauptstadt eines wie- 
dervereinigten Deutschlands hat. 

Die Abgeordneten der CDU/CCSU haben die be- 
gründete Sorge, daß die Verträge keine solide 
Grundlage für eine Verbesserung der Lebensver- 
hältnisse im geteilten Deutschland schaffen. Eine 
Annahme der Verträge schließt die Gefahr einer 
Verfestigung der Teilung Deutschlands ein. 


Bonn, den 11. April 1972 


Dr. Gradl 


Dr. Mende Dr. Geßner 


Vorsitzender 


Berichterstatter 
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